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Die goldenen Regeln für den Kanzlei-Erfolg.

Anwaltsunternehmen führen

ist eine Kunst, die jeder Anwalt beherrschen muss,

wenn er Erfolg haben will. Dieses Werk beschreibt

die Grundregeln des Managements von Anwalts-
kanzleien verständlich und eÌnprägsam anhand
vieler Beispiele, Checklisten, Chârts und Übersich-

ten und hilft so - durchaus unterhaltsam und hu-

morvoll - die typischen Managementprobleme von
Anwälten zu lösen.

Die 3. Auflage

bietet eine vertiefte Darstellung und wird ergänzt

durch die aktuellen Erkenntnisse eines erfahre-

nen Managing-Partners sowie eines Business- und

Management-Coaches.

Von Prof. Di Benno Heussen, RA
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Walter H. Rechberger:
Das Geburtsdatum im Grundbuch - ein Déjà-vu Seite 1

RECHTSPRECHUNG

Für Einverleibungen in das österreichische Grundbuch müssen die
erforderlichen Urkunden den besonderen Vorschriften des österreichischen
Rechts genügen, auch wenn sie im Ausland errichtet wurden Hans Hoyer Seite 10

Treuepflicht und Beschlussanfechtung in der AG Christoph Diregger Seite 2ó
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OGH 25. 11.2016,10Ab 62/16¡: 55 BB0a, 1431,1486 ABGB .

Treuhand, Exekutions- und lnsolvenzrecht
Schenkung auf den Todesfall und lnsolvenz -
OGHló. 11.2016,2Ob103/16k;5óAbs3,SS7,58lO;595óABGBidFvordemErbRAG2Ol5

Verfahren außer Streitsachen
Verfahrensart bei mittels Legalzession übergegangenem Unterhaltsanspruch -
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Die Privacy-Checkliste

Betriebssysterne und Anwendungen plauclerrr

den Standort aus, speichern Kontakte u¡r-

gefragt in der Cloud und tun vieles mehr,
was lhre Privatsphäre verletzt. Mithrlfe unserer
Privacy-Checklistelr können Sie sicii mit
wenigen Harrclgriffen dageger.r sclrùtzen.
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BSG, Urteilvom 1..12.2A76- B 14 AS 341L5 R

Einnahmen, die Personen in einer Bedarfsgemeinschaft erzielen, werden nach Abzug ange-

rechnet, wenn die mit ihrer Erzielungverbundenen Kosten bedarfsdeckend sind. Maßgeb-
lich für die Grundsicherung sind allein die im Bewittigungszeitraum anfallenden Kosten.

Grundsicherung

K*çt* ra n ffi r f{i s' ffi æ$rå ä å r g'a,l *a gsae ãta'a u ræ

abaa.agsfähåg

finhaåt
L Grundsicherung

fì5û : l{cçten nI¡. füi ä*willig*ngszettraura
abzugsîahig

2 Krankenversicherung

B9G: Freiwillig Versicfre rte in fiternzeit
*iclrt beltragsfrei

3 Krankenversicherung

ü5G: Kein Streikrecl¿t fiir Vertragsärzte

4 Krankenversicherung

BSG: Anrechnung einer Schweizer Rente

5 Arb"itslosengetd

BSG: Leist¡.¡ngsansprueh rüf¡t nictlt wegen

Abfindung

6 Soziathitfe

BSGr Sshulbegleitung gehart wr
Eingtiederungshilfe

7 Grundsicherung

BSG: i*nhe Ânfovderungen an Verwertt;nrç

eines Grundstiicl<s

I Grundsicherung

B SG : Ke i n Þ,|:z.ug fti r Sch ü tervers i lh*: nt it¡;

8 lmpressum

abgestellt werden könnte. Steuerrecht-

tich zulässige oder sogar sachgerechte

Gestaltungen, wie sie die Vorgabe des

Kalenderiahres als maßgeblicher Zeit'

raum für die Gewinnermittlung ermög-

ticht, passen nicht zum 6rundsicherungs-

recht. Einnahmen, die tatsächlich in

einem bestimmten Zeitraum zur Verfü-

gung gestanden haben, müssen zur De'

ckung des Bedarfs genutzt werden, Aus-
gaben in anderen Zeitabschnitten müssen

außer Betracht bleiben, auch wenn sie

einen l<taren Bezug zur betrieblichen Tä-

tigkeit haben.

Wenn in einer Bedarfsgemeinschaft eine

oder mehrere Personen Einnahmen erzie-

len, die der Höhe nach schwanken (wie typi-
scherweise bei selbstständíger Tätigkeit),

dürfen diese Einnahmen nur nach Abzug der
mit ihrer Erzielung verbundenen Kosten be-

darfsdeckend angerechnet werden. Das

leuchtet z. B. bei einem Vertreter unmittel-

bar ein: Ohne ein Kraftfahrzeug kann er sei-

ne Kunden nicht erreichen, so dass die Kos-

ten für den Wagen von den erzielten
Einnahmen abgezogen werden müssen.

Probteme ergeben sich in diesem Zusam-

menhang aus der Verzahnung von Steuer-

und Grundsicherungsrecht. Dem Einkom-

mensteuerrecht tiegt in der Regel das

Kalenderjahr als Zeitraum für die Gewinner-

mittlung zugrunde, während Grundsiche-

rungsleistungen abschnittsweise und ohne

Ri.icksicht auf die Abgrenzung der Kalender-
jahre bewitligt werden. Im Streitfall setzt

sich in Bezug auf Grundsicherungsleistun-
gen die Ausrichtung atlein an dem jeweili-
gen Bewilligungszeitraum durch, wie das
Bundessozialgericht (BSG) entschieden hat.

Kostenvorteíl durch Familien-Auto
ln einer aus drei erwachsenen personen

bestehenden Bedarfsgemeinschaft - Mut-
ter, Vater und r9-lähriger Sohn - erzielten
atle Mitglieder Einkommen, der Vater aus
selbstständiger Tätigkeit. Umstritten war,
wie die Kosten des für diese Tätigkeit benö-
tigten, aber selbstverständtich von der Fa-

milie auch privat genutzten personenl<raft-

wagens (PKW) bei den Einnahmen zu

berücksichtigen sind. Das Sozialgericht
(SG) Bertin und das Landessozialgericht
(LSG) Bertin-Brandenburg haben zu dieser

Frage die Auffassung des beklagten lobcen-
ters gete¡lt: Fûr ieden Bewilligungsab-

schnitt muss auf der Grundlage des 5 3

Abs. 7 der Verordnung zum Arbeitslosen-

Setd ll (ALG-ll-V) ermittelt Werden, wetche

Quote der insgesamt gefahrenen Kilometer

betriebtich und wetche privat veranlasst

war. ,le gefahrenem Kilometer sind ro Cent

berÍ.icksichtigungsfähig: lst der Wagen

überwiegend privat genutzt, können diese

ro Ct ie Kilometer beruflich verantasster

Fahrten von den Einnahmen abgezogen

werden; wird das Auto überwiegend, also

mehr als zu 50 Prozent, betriebtich genutzt,

können die gesamten Kosten abgesetzt

werden, aber gemindert um 10 Ct je privat

gefahrenem Kitometer. Dem haben sich die

Richter des BSG angeschlossen.

ù{ùnwol¡'fti¡¡ücfFxi¡:, ,,' 
'' 

. ro.',i u ,

Steuerrecht nicht maßgeblich
0hne Bedeutung ist, welche Kosten im

gesamten Kalenderjahr anfalten und wie

sich während dieses Zeitraums die be-

triebliche und die private PKW-Nutzung

zueinander verhalten. Der steuerrechtli-

che Grundsatz der >rMaßgeblichkeit des

Kalenderjahres< ist nach Ansicht des BSG

kein verallgemeinerbares Prinzip in dem

Sinne, dass für das Grundsicherungs-
recht nicht auch auf andere Zeiträume

SoSí plus 2/2OI
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Alters-
sicherung

À
Was ist neu

bei der Rente?

Rolr Wrnrel/Hnrus Nnrlrlsru
Auf dem Weg zur >Rente mit 67<
Die weitere Anhebung der gesetzlichen Regelaltersgrenzen

Hnrus Nexlesru
Erwerbsminderungsrente und Ost-West-Rentenangleichung

DlEren Lropor-o
Weiterhin >Speed< bei Kassen-Fusionen
Es gibt noch 16z selbstständige Soziatversicherungsträger

'r:.1 Vor 6o Jahren wurde eine tief-

greifende Rentenreform verab-

schiedet. Die Rentenanpassung

wurde an die Lohnentwicktung

gekoppelt. Die gesetzlichen

Renten soltten nicht länger nur

ein Zubrot im Alter sein, sondern

als Lohnersatz dienen. Der Weg

bis dahin war we¡t. Anlass, auf

die Geschichte der Rentenver-

sicherung zurückzublicken und

zu schauen, was aus den Zielen

der epochaten Rentenreform von

1957 geworden ist.

Korrektur

ln der Printausgabe des Heftes

tlzotT sind aufder S, z6 in

den Tabetlen r bis 3 in der

dritten und fiìnften Spalte

[eider falsche Zahlen zum

Rentenwert für ein lahr Pflege-

tätigkeit aufgeführt. Die West'

Werte sind etwas zu hoch, die

Ost-Werte etwas zu niedrig.

Die richtigen Werte finden sich

in der Online-Ausgabe sowie

im Heft p I zat6 auf S. 459'

Bei der Atterssicherung hat

sich zum JahreswechseI vieles
geändert - vor attem durch

das Flexirentengesetz: Hier die

Rentner/innen - da die Arbeit-

nehmer/innen. Das ist Schnee

von gestern. So sieht es jeden-

falls der Gesetzgeber, Künftig

so[[ es mehr Rente beziehende

Arbeitnehmer/innen und Lohn

beziehende Rentner/innen

geben. Außerdem hat die

')',Bu ndesreg¡eru n g bereits ei ne

ÌR.for* der Betriebsrenten auf

den Weg gebracht. Weiterhin

solt es Anderungen bei den

Erwerbsm i nderu ngsrenten

geben und die Ost-West-

Rentenangleichung soll zum

Abschluss gebracht werden.

Hier erfolgt ein Überbtick über

alte wichtigen linderungen, die

bereits ietzt ode r ab luli zotT

getten oder noch von dieser

Bundesregierung geplant sind.

49

50 Rolr Wrrure l/Hnrus Nnxlelsru
Neue Fördergrenzen für Entgeltumwandlung
und Vorsorgeaufwendun gen

fteeht 57 Rolr Wrruxel/Har,¡s Nnrcelsm
Änderungen durch das Flexirentengesetå ' ' " :

Neue Möglichkeiten für (Früh-)Rentner/Ìnnen

s6 Jurrn Scunnrrz ..

Geplante Neuregelungen bei bAV Riester- Renten

und Grundsicherung
llì/as bringt das Betriebsrentenstärkungsgesetz?

ù
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63

Position 44 Syrvln Bünle n

Zum Streit um die generalistische Pflegeausbildung:
lntegrierte Ausbildung bietet sich als Lösung an

Magazin 5,7 M¡o. Menschen in Deutschland von Altersarmut bedroht
Personalia
Aus der Gesetzgebung
Termine
Pflegebed ürft ige: ìtlfoh n un gsan passun g meh r genutzt

Alters- 64 DTETER Leonolo/Hnrus NAKIELsKt

sicherung Einführung der >dynamischen Rente( vor 60 Jahren
(Kurz)Geschichte der gesetzlichen Rentenversicherung
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OLG Celle 2ws 1i4/16v.05.07.2016
Herausgabe von TKÜ-Aufzeichn un gen; Beschwer-

derecht der StA

OLG Hamburg 2 ws 88/'16 v.27.05.2o16

Beschwerde gegen Akteneinsichtsentscheidung des

Vorsitzenden

OLG Koblenz 2 oLG 4 ss 54/1 6 u. 12.05.201 6

Verlesung von Erklärungen des Angeklagten gegen-
über seinem Verteidiger

OLG Naumbu rg 1 Rv 9/16 v. o7 .06.2016

Verlesung von Vernehmungsprotokollen infolge
krankheitsbedingter Reiseunfähigkeit des Zeugen

KG + ws 83/1 5 v. 0210.2015
Anfechtbarkeit der Akteneinsicht an Verletzten

OLG Naumburg 1 vAs 2/16v.27.06.2016

Überlassung von Urteilen an Privatpersonen

OLG München 2 ws 79/16 v. 27 .01.201 6

Überlassung eines Strafurteils an einen verfahrens-
fremden Dritten

LG Koblenz 1 2 KLs 2090 Js 29752/io v. 28.09.201 5

Besorgnis der Befangenheit bei Beschäftigung mit
einem Mobiltelefon

LG Hanau 5 KLs 4424 )s 11790/12 v. 12.08.2015

Ausschließung des Zeugenbeistands
m. Anm. Ahlbrecht

LG Bochum 6 Qs 1/16 v. 16.03.2016

Beschlagnahmeschutz und Ombudsmann

LG Köln 108es31/16v. 19.o7.2016

Notwendige Verteidlgung bei in Betracht kommen-
dem Beweisverwertungsverbot

LG Magdeburg 23 es 1B/16v. 11.1o.2016

Rúckwirkende Bestellung des Pflichtverteidigers

LG Zwickau 1 es 139/16; 140/16u.03.08.2016

Anhörung vor Entpflichtung und Beiordnung eines

anderen Pf lichtverteidigers

LG Dresden 3 es 1 18/15 v.07 .12.2015

Untätigkeitsbeschwerde gegen Nichtbescheidung
eines Beiordnungsantrags

LG Düsseldorf 0zz trts-zo ts 7769/14-153/1sv.17.11.2015

Versagung der Akteneinsicht an Nebenklageberech-
tigte

LG Cottbus 22 KLs 8/15 v. 19.01 .2016

Akteneinsicht für >Verletzte<

LG Duisburg i s61/15v.29.04.2016

Vergütungsrückzahlungsanspruch des Mandanten

eines Strafverteidigers

AG FrankfurVM. 970 owi 862 Js 65796/15 v' 07 'o3 2015

Befangenheit wegen verweigerter Akteneinsicht

I

V

Verfahrensrecht
BGH 2 stR 489/13v. 11.06.2014

Befangen heit bei Verteidigerbestel lung trotz
konkreter I nteressen konflikte zu Verteidigern
von Mitangeklagten

BGH 5 srR 48/16v.08.06.2016
Rechtzeitiges Anbringen eines Befangenheits-
gesuchs

BGH 2 stR 475/i5v.04.12.2015
Beiordnung eines Zeugenbeistands

BGH 3 StR 4gi/1sv.23.02.2016
Befangen heit eines Sachverståndigen

BGH-ER 1 Bcs 107/16v.27.1o.2016
Auskunftsverlangen an Postunterneh men

BGH 5 stR 4/16v.o5.04.2016

Sachauf klärungspf licht bei Akteneinsichtsgewäh-
rung an Verletzten

BGH 5 stR 52/16v. 1s.03.2016

Akteneinsicht durch die Nebenklage und Beweis-
würdigung m. Anm. Deiters

OLG Hamburg l ws 160/1 5 v. 19.11.2o15

Notwendige Verteidigung bei anwaltlichem Beistand
auf Kosten des Verletzten m. Anm. Beulke/Sander

KG zws 122/16v.21 .04.2016

Dauer der Pflichtverteidigerbeiordnung; Rùcknahme
aus wichtigem Grund

KG z ws 1i6/i6v.06.07.2016
Beschwerde gegen die Bestellung eines weiteren
Pflichtverteid igers

KG ¡ ws 309,310/i6v.30.06.2016

Rücknahme der Pflichtverteidigerbestellung

OLG Naumburg 2 ws (s) 2/16v. 19.01 .2016

Notwendigkeit der Verteidigun g nach Strafmaßbe-
rufung der StA

OLG Köln 2ws294-29s/16 v. 09.05.20i6
Pflichtverteidigung in der Strafvollstreckung, hier:
Bewährungswiderruf

OLG Naumburg 1 ws (s) 318/16 v.29.09.2016
Einvernehmlicher Wechsel des Pflichtverteidigers

OLG Köln I RBs 7/16 v.20.o1.2016
Zustellung an Rechtsanwalt

OLG Celle i ws 415/16 v. 26.08.2016

Beschwerde der StA gegen richterliche Aktenein-
sichtsentscheidungen
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Gefahrenverdacht; Zurechenbare Veranlassung . . . . .

100. BayVGH, Beschlussvom 10.10.2016-4ZB 16.1295-Verpflichtungzum ErsatzderBestattungskosten;
ausnahmsweise Unzumutbarkeit der lnanspruchnahme eines Ersatzpflichtigen ......

101 . NdsOVG, Urteil vom 28.1 0.201 6 - 1 1 LB 2jgl15 - Feststellung der Rechtswidrigkeit einer polizeilichen
Zwangsmaßnahme; Nervendrucktechnik

1O2. BayVGH, Beschlussvom 7.11.2016 -4Z,8 15.2809-Wiedereinweisung einesObdachlosen in seine bisherige
Mietwohnung; Nutzungsentschädigung gegenüber dem Wohnungseigentümer
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104. BayVGH, Beschluss vom 13.9.2016 - 4 ZB 14.2209 - Zulassung zum gemeindlichen Volksfest

105. BayVGH, Urteil vom 26,10.2016 - 4 B 16.506 - Öfientliche Wasserversorgungseinrichtung; Befreiung von
Benutzungszwang . . . .

Gesundheits- und Lebensmittelrecht

106. OVG NFVV, Urteil vom 23.9.2016 - 13 A2378114 - Zulassung von Arzneimitteln; Klagebefugnis des Konkurrenten

Datenschutz-, lnformations- und Medienrecht

107. NdsOVG, Beschlussvom 14.11.2016- 11 O8232116 -Auskunftdes lnsolvenzverualters übersteuerliche Daten
des lnsolvenzschuldners; Rechtsweg

Post- und Telekommunikationsrecht

108. OVG NRlzl{ Beschluss vom 7.11.2016 - 13 B 1104/16 - Rechtswidrige Nutzung einer Rufnummer;
Abschaltungsanordnung

Bau- und Planungsrecht

1O9. NdsOVG, Urteil vom 13.10.2016 - 7 KS 3/13 - Aufhebung eines Planfeststellungsbeschlusses für eine
Hochspannungsf reileitung

110. VGH BW, Urteil vom 27.10.2016 - 5 S 2291l15 - Allgemeines Wohngebiet; Gebietsbewahrungsanspruch;
Gebietserhaltungsanspruch

Naturschutz- und Umweltrecht

111 . NdsOVG, Beschluss vom 21 .6.2016 - 12 LA74115 - lmmissionsschutzrechtliche Genehmigung f ür eine
Windkraftanlage; Klagebefugnis eines Naturschutzverbandes

Wasserrecht

112. OVG NRYU Urteil vom 9.9.2016 - I A 2531/13 - VedassungsmäBigkeit des Wasserentnahmeentgelts

Straßen-, Wege- und Verkehrsrecht

113. OVG NRW, Urteil vom 17.6.2016 - 20 D 95/1 S.AK - Auswahl zwischen Bodenabfertigungsdienstleistern auf Flughäfen

114. NdsOVG, Urteil vom 26.8.2016 -7 KS 41113 - Planfeststellung für eine Stadtbahn; Abgrenzung von Personen-
beförderungs- und Eisenbahnrecht ...

115. OVG NRW, Urieil vom 13.9.2016 - 5 A 470114 - Abschleppkosten; Aufstellen von Halteverbotsschildern nach
rechtmäßigem Abstellen eines Fahrzeugs.......

116. VGH BW Urteil vom 27.10.2016 - 12 S 2257/14 - Gelegenheitsverkehr mit Taxen; Genehmigungsfiktion . ..

Ausländer- und Staatsangehörigkeitsrecht

117. HanbOVG, Beschluss vom 7.11 .2016 - 4 Bs 35/1 6 - Dublin-Verfahren; Rückgängigmachung einer Überstellung

Sonstiges Verwaltungsrecht

118. VGH Bl¡4 Beschluss vom 10.1 1 .2016 - 1 S 1663/1 6 - Kein Anspruch auf Unterlassung der Beisetzung einer Urne

119. VG Cottbus, Urteil vom 25.8.2016 - 1 K 1444/14 - Stiftungsaufsicht; Unterr¡chtungsrecht.

Gerichtsverf ahrensrecht

120. VGH BW Beschluss vom 7.11 .201 6 - 1 S 1386/1 6 - Anspruch einer politischen Partei auf Erötf nung eines Girokontos;
Rechtsweg

Kommunalrecht

Öffentliche Verwaltung - Februar 201? - Heft 4
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EDITORIAL
1 Neues zur Anrragslegitimation - eine neue Chance für Willkür?

KURZNACHRICHTEN
4 Überblick über Ereignisse und Entwicklungen der letzten \Øochen im Vergabegeschehen

AUFSATZE
6 Yergaberechtsfreiheit auf der Schiene?

(Gùnther Gast)

JUDIKATUR
OLG
15 Zur vergaberechtlichen Zulässigkeit von Verkehrsdienstleistungen zum ,,Null-Euro-Tarif"

OLG Linz 1,9.10.2016,4 R 86/1,6v -,,Null-Eu¡o-Ticket" (Philipp Götzl / Clemens Thiele)

27

Schriftlichkeit eines Vertrages als Voraussetzung für die Antragslegitimation zur Stellung eines

Feststellungsantrages

BVwG 3. 11,.201,6,W134 21,14723-2 (Michael Breitenfeld)

Bei Schienen und'ùØeichen soll die Direktvergabe reichen

BVwG 29. 9.201-6,W1,87 21,31,055-2/478,WL87 21,31,1,78-2146F-,W187 2L31.1.80-l/468-,,Erbringung von Verkehrsdienstleistungen
im Schienenpersonennah- und -regionalverkehr (SPNV) im Bundesland Vorarlberg" (Stefan Mathias Ull¡eich / Stefan Reisinger)

Direktvergabe auf ,,Schiene" - Neue Leitentscheidùng zur PSO-VO
Anmerkung zu¡ Entscheidung BVwG 29.9.201.6,Itr1,87 21,31055-21478,W187 2L31.1.78-21468,W1,87 2'131,1,80-1,1468
(Stefan Mathias Ullreich / Stefan Reisinger)

Ausschreibungspflicht oder -freiheit von Direktverrechnungsverträgen
BVwG 11. 10. 2016,'WL34 2L34342-211.68 - ,,Direktverrechnungsvertrag" (Andreas Steindl)

.1L

36

38 Zur (Nicht-)Anwendbarkeit des BVergG auf den Abschluss von Beitrittsverträgen zu einer
betrieblichen Mitarbeitervorsorgekasse
BVwG 13. 9.2016, lùø131 2131380-1/278-,,Abschluss von Beitrittsverträgen zu einer betrieblichen Mitarbeitervorsorgekasse

gemäß g 11 BMSVG durch öffentliche Auftraggeber" (Stephan Heid / Martina S7indbichler)

EUGH

42 Grenzüberschreitendes Interesse

EuGH 6. 10.2016, C-318/15 -,,Tecnoedi Costruzioni" (Michael Breitenfeld)

Abschluss einer Vergleichsvereinbarung als wesentliche Vertragsänderung
EuGH 7. 9.201,6,C-549114 -,,Finn Frogne" (Ruth Rützler)

Nachweis der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit
EuGH 8. 9.2016,C-225I1,5 -,,Politanò" (Hubert Reisner)

Kein Einwand gegen eine'Síohlverhaltenssicherheit
EuGH 15. 9.201.6, C-439114 und C-48B/14 - ,,SC Star Storage" (Hubert Reisner)

Bus und Sub

EuGH 27. 1,0.201.6,C-2921L5 - ,,Hörmann Reisen" (Sonja Vrbovszky)
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{Editorial ..,.
Von Johannes Schrømm und Josef Aicher

Vergaberecht

ZVB-Aktuell

[)^i*-A^^
TJUNLf dUU
{ LSD-BG - ein Überblick aus vergaberechtlicher Perspektive . . . .

Auswirkungen der konsolidierten Bestimmungen zur Bekämpfung von Lohn- und Sozialdumping
Seit 1. 1. 20L7 gilt ein eigenes Bundesgesetz, das Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz (LSD-BG)
BGBI I 2016144, mit dem die komplexen Bestimmungen an der Schnittstelle von Arbeits-, Verwaltungsstraf-
und Sozialversicherungsrecht zusammengeführt werden sollen. Im Folgenden werden einige Rechtsfragen
des LSD-BG mit Relevanz für AN und AG erörtert.
Von Georg Rihs und Wolfuang Schweinhammer

{ Drei Jahre Bundesverwaltungsgericht
Dieser Artikel gibt einen groben Ûberblick über die Arbeit des BVwG der vergangenen drei Jahre, aber auch
einen Ausblick auf die künftigen Herausforderungen.
Von Thomøs Gruber und Georg Gruber

ZVB-Leitsatzkantei
{ zvB-LSK2017/7 -11

Rechtsprechung
{ Kalkulationsbasiertes Ausscheiden und Beweispräklusion .

BVwG 25. 11.2016, Wl87 2135663-2
Mit Anmerkung von Reinhard Grasböck

Ò TroTz Fleiß kein Preis . . .

LVwG Wien 8. 9. 201 6, VGW-1 23/074/9665/201 6
Mit Anmerkung und Praxisiipp yon Beatrix Lehner

+ Mit zwei Alternativen befullte (echte) Bieterlücken sind - im Anlassfall -
zwei Hauptangebote
LVwG Oberösterreich 13. 6. 2016, LVwG-840100/16/KVICH/BHu, LVwG-8401O4/6|KVyCHIBHu
Mit Anmerktmg und Praxistipp von Albert Oppei

+ SS BB3ff ABGB und SS 106ff BVergG sind auf festgelegte
Unterschrift serJordern isse bei Tei I nahmeanträgen nicht anzuwenden
LVwG Oberösterreich 28. 7 . 201 6, LVwG-8401 1 3 /5/Kl/B/Hu
lvlit Anmerltung und Pro.xistìpp t,on Albert Oppel
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Bauvertragsrecht
Ð Einfluss der Bauzeit auf die Produktivität . ' '

Teil2
Außerhalb der normalen Bauzeit entstehen Produktivitátsverluste und dadurch höhere Kosten bei den

Produktionsfaktoren. Die normale Bauzeit wird über den produktiven Einsatz der Produktionsfaktoren

defìniert und hängt besonders von der Art, Form und Komplexität des Bauwerks ab. Aufgrund von Abwei-

chungen von der ior*ulen Bauzeit entstehen Nichtlinearitäten in der Produktivität und damit Produktivi-

tätsverluste.
Von Christian Hofstadler

å Wann verjährt der Ruckforderungsanspruch wegen einer zu Unrecht
gezogenen Bankgarantie? , .

oGH 25. 11 . 2016, 10 0b 62116 i

IvIit Anmerkung tLnd Praxistipp von Lisa-Marie Wagner

Standards
{ lmpressum
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Dr, Stephan Den& Rechtsanwall bei Freshfelds Bruckhaus Deringer
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Un¡versität Wien
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Geschäftsraummiete und Vertragsgestaltung
Herbert Raine¡

Impressum

33

U3

36

38

GESCHÄFTSRAUMMIETE

Geschäftsraum - -Wohnung - gemischtes Objekc Abgrenzungsl;riterien und Folgen der Zuordnung
Die Unterscheidung zwischen Geschäftsraummiete und 'üZohnraummiete ist im Geltungsbereich des MRG
ua für die Frage der Mietzinsbildung, Kündigu$g, von Investitionsersatz und Bef¡istung relevanr. Bei sog

"gemischten Objekten", die vereinbarungsgemâß als \Øohn- und Geschäftsrâume verwendet werden können,
wird die Rechtslage komplizierter. Dies schon deshalb, weil der Gesetzgeber des MRG auf derartige Verein-
barungen nur an einer Stelle, nämlich bei der Mietzinsbildung (S 16 Abs 1 Z I MRG), Bezug nahm. Im
Beitrag wird nach Antworten gesuchr und einige Anrwo¡ten werden auch gefunden.
Patricia \Øolf

Konlurrenzklauseln in Bestandverträgen über Geschliftsräumlichkeiren
Der Beitrag soll einen Überblick übeidie aktuelle Rechtslage bieten und befasst sich insb mit den Fragen,
inwieweit Konkurrenzklauseln wirksam vereinbart werden können und unrer welchen Umständen ein Kon-
kurrenzschutz auch dann gilt, wenn er nicht âusdrücklich vereinbarr wurde.
Martin Trapichler

LEISÄTZE

Nr.8-14

FORUM IMMOBILIENTREUHÄNDER

Zum Baugutachten nach S 37 Abs 4'WEG
Christoph Kothbaue¡

MIETRECHT

oGH 23. 2. 2016, 5 0b 18/169

oGH 24. 10. 2016,6 0b t95h6y

oGH 24. 10. 20i6, 6 06 r92t r6t)

. Zur Anwendung des Teilausnahmetatbestands des $ 1 ,,A.bs 4 Z 3 6e:t.l7iederherstellung von im SØE stehenden Objekten aus Mitteln des
lVohnhauswiederaufbauFonds (Karin Sammer)

. Keine Erfüllung des befristungsrechtlichen Schriftformgebots durch
Anwaltskor¡espondenz (Christian Prader)

. Zur Zukunftsprognose im Falle unleidlichen Verhaltens
(Simone Mãier-Hùlle)

Der Geschäftsraum, der keiner ist - Vermietung von \ùØohnungen an juristische Personen
Das österreichische Mietrecht geht, wenn ar.rch riicht explizir, ,o?o.h ií der Ausgestaitung zahlreicher Nor-
men davon âus, dass Mieter von \Øohnungen natü¡lichè Personen sind. Ungeachtet dessen kommt es in der
Praxis natürlich vor, dass auch-IJnternehmen und juristische Pe¡sonen tX/ohnungen mieren. Daraus ergibt
sich eine Reihe von Fragen, auf deren wichtigste im Beitrag eingegangen werdenioll.
Matthias Cerha
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OGH 27 . 9 . 2016, 6 Ob l51ll6y . Gründe fû¡ die Aufkündigung eines Untermietvertrags (Franz Pfi.e l)
OGH 28. 6.2016,8 Ob 55i 16w . Zur Angabe von Kündigungsgründen (Alexander Klein)

53
54

WOHNUNGSEIGENTUMSRECHT

OGH 28. 9. 2016,7 Ob 96116r . Abschluss einer Gebäudebündelversicherung durch die

ocH23 tt.2ot5,5 ob225^5x. ilf'åîüïËïñ?'ffii::',#i,X'' ZZ

LIEGENSCHAFTSRECHT

OGH 16. 12.2015,7 Ob205l15w . Übe¡nahme bestehender Bestandverträge durch den Erwerber einer
Liegenschaft ('ìlolfgang Ruchenbauer) 57
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OGH 29. 9. 2016,5 Ob 83/16s

oGH 29. 9.2016,5 0b r57lt6y

GRUNDBUCHSRECHT

. Antragslegitimation eines eingeanrworreten Erben vor der
Vcrbücherung seines Eigentumsrechts (Stepban Wrweijen) 58

. Ubereignung einer land- und forswirtschaftlichen Liegenschaft mit
Vorbehalt des Fruchtgenuss¡echts (Alfed Veith) 59

ABGABENRECHT

VwGH 29.6.2016,201311510205 . Berücksichdgung von Vorsteuern bei feststehender Absicht, eine

:f:::#i::ii,ÏåiyTïä:;;nochunterhartsberechtisterochter) 60
VwGH 19. 10.2016, . Berücksichtigung der AfA? Veräußerungs- und Belastungsverbot
Ra201411510039 zugunsten des Fruchtnieße¡s bewirkt kein winschaftliches Eigentum

an der Liegenschaft (Stefan Malainer/And.reas Staribacher) 62

Vermeidung - Maßnahmen - Verfahren

Themen:
. Überblick Mietvertrag und Mietzinsbildung
. Ansprüche auf Mietzinsminderung
. Positionen und (empfohlene) Verhaltensweisen von

Mietern, Vermietern sowie Hausverwaltungen

. Verfahren und Kommunikation bei Gebäudeadaptierungen
zwischen Verwalter und Eigentúmergemeinschaft

. Darstellung der Prozesslandschaft (Einschätzung von
Prozessauss¡chten)

o

RECHTSAKADEMIE MANZT

o

Dienstag, 28. März 2O17
Hotel Grauer Bär

Universitätsstraße 5-1, 6020 lnnsbruck
13.00-18.00 Uhr

Vortragende:
Dr. Eike Lindinger, Rechtsanwalt

MaS. (FH) Gerda Embacher, MSc

Jetzt anmelden!
w,¡¡w. man¿.atlrechtsakadem¡e
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